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Gesetze und Verordnungen

Berichtigung
In der Todesanzeige des Amtsblatts Nr. 5/2015 in das
Sterbedatum des Glockensachverständigen Herrn
Volker Müller auf den 3. Mai 2015 abzuändern.

*

Beschluss
über die Bildung der Besonderen

Gesamtkirchengemeinde
„Gemeinsam unter einem Dach“

Vom 18. Juni 2015

Auf Grund des § 1 Absatz 1 in Verbindung mit § 6a
Absatz 1 des Gesetzes über die Bildung von Gesamt-
kirchengemeinden in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 5. Juli 1985 (ABl. S. 110), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. November 2014
(ABl. S. 122), beschließt die Kirchenregierung nach
Anhörung der beteiligten Presbyterien:
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§ 1
Bildung einer Besonderen

Gesamtkirchengemeinde, Satzung
(1) Zur gemeinsamen Trägerschaft von Kindertages-
stätten werden unbeschadet ihres gesonderten Fort-
bestehens die
1. Protestantische Kirchengemeinde Altrip,
2. Protestantische Kirchengemeinde Edigheim,
3. Protestantische Kirchengemeinde Friesenheim,
4. Protestantische Kirchengemeinde Gartenstadt,
5. Protestantische Kirchengemeinde Hemshof,
6. Protestantische Kirchengemeinde Maudach,
7. Protestantische Kirchengemeinde Mitte,
8. Protestantische Kirchengemeinde Mundenheim,
9. Protestantische Kirchengemeinde Nord,
10. Protestantische Kirchengemeinde Oggersheim,
11. Protestantische Kirchengemeinde Oppau,
12. Protestantische Kirchengemeinde Pfingstweide,
13. Protestantische Kirchengemeinde Rheingön-

heim und
14. die Protestantische Kirchengemeinde Süd
zu einer Besonderen Gesamtkirchengemeinde verei-
nigt. Die Besondere Gesamtkirchengemeinde ist eine
Körperschaft des öffentlichen Rechts. Sie führt den
Namen ‚Verbund Protestantischer Kindertagesein-
richtungen im Protestantischen Kirchenbezirk Lud-
wigshafen – „Gemeinsam unter einem Dach“‘.
(2) Näheres zu den Aufgaben des Verbundes „Ge-
meinsam unter einem Dach“ sowie der Bildung und
Zusammensetzung seiner Organe werden im Rahmen
des Gesetzes über die Bildung von Gesamtkirchenge-
meinden durch Satzung festgelegt, die der Genehmi-
gung des Landeskirchenrats bedarf. Die Satzung und
der Vermerk über die Genehmigung der Satzung wer-
den im Amtsblatt veröffentlicht.

§ 2
Übernahme der Betriebsträgerschaft von
Kindertagesstätten, Gesamtrechtsnachfolge

Der Verbund „Gemeinsam unter einem Dach“ über-
nimmt die Betriebsträgerschaft der Kindertagesstätten
der in § 1 Absatz 1 Satz 1 genannten Kirchengemein-
den. Er tritt mit dem Inkrafttreten dieses Beschlusses
im Wege der Gesamtrechtsnachfolge in alle Rechte
und Pflichten der in den Kindertagesstätten jeweils
bestehenden Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse
ein.

§ 3
Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2016 in Kraft.
Speyer, den 18. Juni 2015

– Kirchenregierung –
Schad

Kirchenpräsident
*

Geschäftsordnung
für die Landessynode der

Evangelischen Kirche der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)

Nachstehend wird die Geschäftsordnung für die Lan-
dessynode der Evangelischen Kirche der Pfalz (Pro-
testantische Landeskirche) vom 15. November 1962
(ABl. S. 183), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Beschlusses vom 31. Mai 2008 (ABl. S. 130), in in-
klusiver Sprache bekannt gemacht:

Geschäftsordnung für die Landessynode der
Evangelischen Kirche der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)

Vom 15. November 1962

Eröffnung

§ 1
Die Synode tritt zu ihrer ersten Tagung innerhalb eines
halben Jahres nach ihrer Wahl zusammen.

§ 2
Die Tagungen der Synode werden mit öffentlichem
Gottesdienst eingeleitet (§ 70 KV). Das Nähere regelt
der Landeskirchenrat.

§ 3
Die Kirchenpräsidentin oder der Kirchenpräsident er-
öffnet die Synode (§ 71 Absatz 1 KV). Sie oder er führt
den Vorsitz, bis die Wahl der Präsidentin oder des
Präsidenten, der ersten und zweiten Vizepräsidentin
oder des ersten und zweiten Vizepräsidenten und der
Beisitzerinnen und Beisitzer vollzogen ist (§ 72 Ab-
satz 2 KV). Die beiden jüngsten geistlichen Mitglieder
der Synode sind vorläufige Schriftführerinnen und/
oder Schriftführer.
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§ 4
(1) Zu Beginn der ersten Sitzung der ersten Tagung
nimmt die Kirchenpräsidentin oder der Kirchenpräsi-
dent die in § 71 Absatz 2 KV vorgeschriebene feierli-
che Versicherung ab.
(2) Später eintretende Mitglieder werden von der Prä-
sidentin oder dem Präsidenten der Synode verpflichtet
(§ 71 Absatz 3 KV).

Präsidium und Schriftführerinnen oder
Schriftführer

§ 5
(1) Die Landessynode wählt zu Beginn ihrer ersten
Tagung in geheimer Abstimmung aus ihrer Mitte ein
Präsidium, das aus
1. der Präsidentin oder dem Präsidenten,
2. der ersten Vizepräsidentin oder dem ersten Vize-

präsidenten,
3. der zweiten Vizepräsidentin oder dem zweiten Vi-

zepräsidenten sowie
4. zwei Beisitzerinnen und/oder Beisitzern
besteht.
Die Beisitzerinnen und/oder Beisitzer sind zugleich
Schriftführerinnen und/oder Schriftführer. Ist die Prä-
sidentin oder der Präsident nicht geistliches Mitglied,
soll einer der Vizepräsidentinnen oder einer der Vize-
präsidenten geistliches Mitglied sein. Die Wahlen er-
folgen für jedes Amt einzeln in der in Satz 1 genannten
Reihenfolge in getrennten Wahlgängen. Erhebt sich
kein Widerspruch, so kann die Wahl der Beisitzerin-
nen und/oder Beisitzer durch Zuruf erfolgen.
(2) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgege-
benen gültigen Stimmen erhält. Ergibt sich keine sol-
che Mehrheit, erfolgt ein zweiter Wahlgang, für den
neue Bewerberinnen und/oder Bewerber vorgeschla-
gen werden können. Wird dabei die erforderliche
Mehrheit ebenfalls nicht erreicht, so kommen die bei-
den Bewerberinnen und/oder Bewerber mit den meis-
ten Stimmen in die engere Wahl. Gewählt ist dann, wer
die meisten Stimmen erhält. Bei Stimmengleichheit
entscheidet das Los, das die Kirchenpräsidentin oder
der Kirchenpräsident zieht.

§ 6
(entfällt ersatzlos)

§ 7
(1) Das Präsidium vertritt die Synode, beschließt ihren
Arbeitsplan und sorgt für den ordnungsgemäßen Ver-
lauf der Synodaltagung. Es bestimmt zu Beginn jeder
Tagung eine Frist zur Einreichung von Anträgen durch
Mitglieder der Synode. Anträge, die nach Ablauf der
Frist eingehen, werden in der laufenden Tagung der
Synode nur behandelt, wenn zwei Drittel der anwe-
senden Mitglieder zustimmen.
(2) Die Präsidentin oder der Präsident ist vorsitzendes
Mitglied des Präsidiums und beruft es zur Beratung

und Beschlussfassung ein. Sie oder er muss es einbe-
rufen, wenn zwei Mitglieder des Präsidiums oder die
Synode es unter Angabe eines Beratungsgegenstandes
verlangen. Die Bestimmungen des § 34 finden für Sit-
zungen des Präsidiums keine Anwendung. Ist die Prä-
sidentin oder der Präsident verhindert, übernimmt die
erste Vizepräsidentin oder der erste Vizepräsident ihre
oder seine Aufgaben. Ist auch diese oder dieser ver-
hindert, übernimmt die zweite Vizepräsidentin oder
der zweite Vizepräsident die Aufgaben der Präsidentin
oder des Präsidenten.
(3) Die Präsidentin oder der Präsident oder eine Vize-
präsidentin oder ein Vizepräsident leitet die Verhand-
lungen der Synode.

Vollversammlung

§ 8
(1) Die Synodalen sind verpflichtet, an den Arbeiten
der Synode teilzunehmen. Wer infolge Krankheit oder
aus sonstigen dringenden Gründen verhindert ist, an
einer Tagung oder Sitzung teilzunehmen, hat dies au-
ßerhalb einer Synodaltagung dem Landeskirchenrat,
während einer Tagung der Präsidentin oder dem Prä-
sidenten alsbald anzuzeigen.
(2) Die Präsidentin oder der Präsident hat das Recht,
aus wichtigen Gründen Urlaub bis zu zwei Tagen zu
erteilen.
(3) Urlaub auf längere Dauer während einer Tagung
der Synode erteilt das Präsidium. Es entscheidet auch
über die Einberufung der Ersatzleute. Über angezeigte
Verhinderungen und Einladungen von Ersatzleuten
vor einer Tagung ist das Präsidium zu Beginn der Ta-
gung zu unterrichten.
(4) Bei Verhinderungen bis zu zwei Tagen werden die
Ersatzleute nicht einberufen.

§ 9
(1) Die Verhandlungen der Synode sind öffentlich. Sie
werden geheim durch Beschluss der Synode, wenn das
Wohl der Landeskirche es erfordert (§ 73 Absatz 1
KV). Eine Aussprache findet nicht statt. Die Synode
muss auch Beschluss fassen, wenn die Kirchenpräsi-
dentin oder der Kirchenpräsident oder das Präsidium
der Synode die Geheimhaltung für notwendig erach-
tet.
(2) Bei den für geheim erklärten Sitzungen kann die
Synode einzelnen Personen die Anwesenheit gestat-
ten.

§ 10
Die Präsidentin oder der Präsident eröffnet, leitet und
schließt die Sitzung. Vor Schluss jeder Sitzung ver-
kündet sie oder er den Zeitpunkt und die Tagesord-
nung der nächsten Sitzung, soweit dies bereits fest-
steht. Andernfalls sind die Synodalen auf andere ge-
eignete Weise zu unterrichten.
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§ 11
Die Sitzung beginnt mit einem Lied oder einem Gebet,
das von einer oder einem durch die Präsidentin oder
den Präsidenten bestimmten Synodalen gesprochen
wird, sofern der Sitzung nicht eine Andacht oder ein
Gottesdienst unmittelbar vorausgegangen ist.

§ 12
Die von der Kirchenregierung festgestellten Vorlagen
an die Synode (§ 89 Absatz 2 Ziffer 1 KV) sind im
Allgemeinen mit Vorrang zu bearbeiten. Jedem Mit-
glied ist in der Regel spätestens drei Wochen vor Be-
ginn der Tagung ein Abdruck dieser Vorlage auszu-
händigen. Ist diese Frist nicht eingehalten, so entschei-
det bei Widerspruch die Synode über die Behandlung.

§ 12a
(1) Gesetzesvorlagen aus der Mitte der Synode (§ 72a
KV) werden schriftlich bei dem Präsidium einge-
reicht. Dieses händigt jedem Mitglied der Synode ei-
nen Abdruck der Vorlage aus und gibt der Erstunter-
zeichnerin oder dem Erstunterzeichner Gelegenheit,
die Vorlage während der laufenden oder, falls die Vor-
lage zwischen den Tagungen der Synode eingereicht
wurde, während der nächsten Tagung der Synode ein-
zubringen und mündlich zu begründen. Weitere Ab-
drucke der Vorlage leitet das Präsidium dem Landes-
kirchenrat und der Kirchenregierung zur Stellungnah-
me zu. Das Präsidium und der Landeskirchenrat ma-
chen die Antragstellenden auf etwaige formelle Män-
gel der Gesetzesvorlage aufmerksam.
Der Landeskirchenrat legt die Vorlage mit seiner und
der Kirchenregierung Stellungnahme der Synode spä-
testens zu ihrer auf die Einbringung folgenden ordent-
lichen Tagung vor.
(2) Die Stellungnahmen der Kirchenregierung und des
Landeskirchenrats sollen sich auch mit den Auswir-
kungen der Vorlage, insbesondere finanziellen Belas-
tungen, dem Verhältnis zu anderen Gesetzen und Ord-
nungen der Landeskirche und mit vergleichbaren Re-
gelungen in den Nachbarkirchen und der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland befassen.
(3) Im Übrigen gilt § 12 entsprechend.

§ 13
(1) Anträge können nur durch Mitglieder der Synode
gestellt werden und sind schriftlich bei der Präsidentin
oder dem Präsidenten einzureichen.
(2) Anträge, Wünsche und Beschwerden von Nicht-
mitgliedern können vor die Synode gebracht werden
und zur Verhandlung kommen, wenn ein Mitglied der
Synode sie sich aneignet.
(3) Anträge, Wünsche und Beschwerden der Bezirks-
synoden werden der Landessynode mit dem Bericht
nach § 75 Absatz 2 Ziffer 4 KV unterbreitet. Dieser
Bericht soll sich nicht auf Gegenstände erstrecken, die
in Vorlagen der Kirchenregierung enthalten sind.

§ 14
(1) Alle an die Synode gelangenden Verhandlungsge-
genstände und Anträge sollen in einem Ausschuss
vorberaten werden. Über Ausnahmen entscheidet die
Synode.
(2) Die Vorbereitung in einem Ausschuss muss erfol-
gen auf Verlangen von mindestens 10 Synodalen oder
der Kirchenpräsidentin oder des Kirchenpräsidenten.
(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 gelten
nicht für Abänderungs- und Entschließungsanträge
(§ 24) sowie sonstige Anträge, die im Zusammenhang
mit einem Verhandlungsgegenstand stehen, der be-
reits in einem Ausschuss vorberaten wurde.

§ 15
(1) Die Vorlagen der Kirchenregierung sollen vor der
Beratung durch ein Mitglied des Landeskirchenrats in
der Synode begründet werden.
(2) Die Beratung eines in einem Ausschuss behandel-
ten Gegenstandes beginnt mit dem Vortrag der Be-
richterstatterin oder des Berichterstatters des Aus-
schusses. Alsdann sprechen die übrigen Rednerinnen
und Redner in der Reihenfolge ihrer Wortmeldung.
(3) Die Mitglieder und Beauftragten der Kirchenre-
gierung und des Landeskirchenrats müssen auf Ver-
langen außer der Reihe gehört werden, ohne dass je-
doch eine andere Rednerin oder ein anderer Redner im
bereits begonnenen Vortrag unterbrochen werden
darf.

§ 16
Rednerinnen und Redner, die zur Geschäftsordnung
sprechen wollen, kommen außerhalb der Reihenfolge
zu Wort. Persönliche Erklärungen sind erst am Schluss
der Beratung oder im Fall der Vertagung am Schluss
der Sitzung gestattet.

§ 17
Nur die Präsidentin oder der Präsident darf eine Red-
nerin oder einen Redner unterbrechen. Ertönt die Glo-
cke der Präsidentin oder des Präsidenten, so hat die
Rednerin oder der Redner die Rede zu unterbrechen.

§ 18
(1) Die Rednerinnen und Redner haben sich an den
Gegenstand der Verhandlungen zu halten; weicht eine
Rednerin oder ein Redner davon ab, so kann sie oder
ihn die Präsidentin oder der Präsident zur Sache rufen.
(2) Ist dies in derselben Rede zweimal ohne Erfolg
geschehen, so kann die Präsidentin oder der Präsident
die Rednerin oder den Redner zur Ordnung rufen und
ihr oder ihm im Wiederholungsfall das Wort entzie-
hen.

§ 19
(1) Wenn ein Mitglied der Synode in der Sitzung in
anderer Weise gegen die Ordnung verstößt, besonders
wenn es persönlich verletzende Bemerkungen macht,
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wird es von der Präsidentin oder vom Präsidenten ge-
rügt und in schweren Fällen zur Ordnung gerufen.
(2) Äußerungen eines Mitglieds, die von der Präsiden-
tin oder vom Präsidenten gerügt oder mit einem Ord-
nungsruf belegt worden sind, dürfen von den folgen-
den Rednerinnen und Rednern nicht zum Gegenstand
einer Entgegnung gemacht werden.
(3) Gegen die Rüge und den Ordnungsruf kann spä-
testens in der folgenden Sitzung Einspruch erhoben
werden. Die Synode entscheidet ohne Beratung, ob die
Maßregel gerechtfertigt war.

§ 20
Nach Bedarf kann die Beratung in eine allgemeine Er-
örterung des Gegenstandes und in eine besondere Er-
örterung über die einzelnen Teile zerlegt werden.

§ 21
Außer der Präsidentin oder dem Präsidenten der Syn-
ode, den Mitgliedern der Kirchenregierung und des
Landeskirchenrats sowie den Berichtserstatterinnen
und Berichterstattern der Ausschüsse ist niemand be-
fugt, Vorträge abzulesen.

§ 221

(1) Die Synodalen haben das Recht, in einer vom Prä-
sidium festzusetzenden Fragestunde an den Landes-
kirchenrat Anfragen zu richten. Die Beantwortung er-
folgt durch die Kirchenpräsidentin oder den Kirchen-
präsidenten, ein anderes Mitglied des Landeskirchen-
rats oder eine Beauftragte oder einen Beauftragten des
Landeskirchenrats.
(2) Die oder der Anfragende hat das Recht, zwei Zu-
satzfragen zur Sache zu stellen. Danach sind zwei wei-
tere Zusatzfragen aus dem Plenum zugelassen. Eine
Aussprache findet nicht statt.
(3) Die Präsidentin oder der Präsident kann feststellen,
dass eine Anfrage durch die Beantwortung einer vor-
hergehenden Anfrage bereits erledigt ist. Erhebt sich
Widerspruch, so entscheidet darüber das Präsidium.
(4) Anfragen sollen spätestens einen Tag vor der Fra-
gestunde schriftlich beim Präsidium eingereicht wer-
den. Ist der Landeskirchenrat zur sofortigen Beant-
wortung einer später gestellten Anfrage nicht in der
Lage, wird die Antwort schriftlich innerhalb von zwei
Wochen allen Synodalen mitgeteilt.

§ 23
Will die amtierende Präsidentin oder der amtierende
Präsident zu einem der Beratungsgegenstände das
Wort ergreifen, so gibt sie oder er die Leitung der Ver-
handlung ab.

§ 24
Zu allen Verhandlungsgegenständen können während
der Verhandlung Abänderungs- und Entschließungs-
anträge gestellt und beraten werden. Über Abände-
rungsanträge ist vor, über Entschließungen nach der
Abstimmung über die Hauptsache abzustimmen. Ab-

lehnungsanträge sind keine Abänderungsanträge. Die
Präsidentin oder der Präsident kann die schriftliche
Vorlage der Anträge verlangen.

§ 25
(1) Sind alle, die um das Wort gebeten haben, gehört
oder hat die Synode auf Antrag eines oder mehrerer
Mitglieder sich für den Schluss der Beratung ausge-
sprochen, so erklärt sie die Präsidentin oder der Prä-
sident – gegebenenfalls nach Erschöpfung der Liste
der Rednerinnen und Redner – für geschlossen.
(2) Der oder dem Antragstellenden, bei Vorlagen gem.
§ 72a KV der Erstunterzeichnerin oder dem Erstun-
terzeichner, und der Berichterstatterin oder dem Be-
richterstatter muss jedoch auf Verlangen das Wort
auch noch nach dem Schluss der Beratung erteilt wer-
den.
(3) Ergreift nach Schluss der Beratung ein Mitglied
der Kirchenregierung das Wort, so ist die Beratung
wieder eröffnet.
(4) Die Synode kann für einen Beratungsgegenstand
auf Antrag die Redezeit beschränken.

§ 26
(1) Die Abstimmung über die von der Präsidentin oder
vom Präsidenten festzusetzenden Fragen findet in der
Regel durch Handaufheben, in zweifelhaften Fällen
oder auf Antrag von 10 Mitgliedern durch Namens-
aufruf oder schriftlich statt.
(2) Zu der Fragestellung kann jedes Mitglied das Wort
begehren und die Entscheidung der Synode veranlas-
sen. Auch die Vertreterinnen und Vertreter der Kir-
chenregierung und des Landeskirchenrats können das
Wort nehmen. Die Beratung gilt dann als wiederer-
öffnet.
(3) Wenn gegen einen Antrag von keiner Seite Wider-
spruch erhoben worden ist, kann die Präsidentin oder
der Präsident dies feststellen und ohne förmliche Ab-
stimmung die Annahme erklären.

§ 27
(1) Die Beschlüsse der Synode sind gültig, wenn
1. sämtliche Mitglieder zur Tagung einzeln eingela-

den sind;
2. mehr als zwei Drittel davon erschienen sind;
3. die Mehrheit der anwesenden Mitglieder sich für

eine Meinung entschieden hat (§ 77 Absatz 1 KV).
(2) Gesetze nach § 76 Ziffer 1 KV – d. h. Beschlüsse
betreffend die Abänderung der Kirchenverfassung,
den Erlass landeskirchlicher Vorschriften in Bezug
auf Lehre, Kultus und Zucht sowie die Einführung von
neuen Lehr-, Gesang- und Kirchenbüchern (Agenden)
– bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der an-
wesenden Mitglieder (§ 77 Absatz 2 KV). Auch muss
zweimalige Beratung und Lesung stattfinden, die je-
doch in der Regel nicht an einem und demselben Tag
vorgenommen werden sollen.

Amtsblatt der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) - Nr. 6/2015   93



(3) Sind bei einer Abstimmung der Synode nicht über
zwei Drittel der Mitglieder erschienen, so ist die Ab-
stimmung auf die nächste Sitzung ohne nochmalige
Verhandlung zu vertagen.

§ 28
(1) Für die Wahl der Kirchenpräsidentin oder des Kir-
chenpräsidenten gibt die Kirchenregierung in Abstim-
mung mit der Synodalpräsidentin oder dem Synodal-
präsidenten den Landessynodalen Gelegenheit, beim
Landeskirchenrat schriftlich Wahlvorschläge einzu-
reichen. Die Wahlvorschlagsfrist beträgt mindestens
vier Wochen; Wahlvorschläge müssen von mindes-
tens fünf Landessynodalen unterzeichnet sein.
Die Kirchenregierung beauftragt über die Synodalprä-
sidentin oder den Synodalpräsidenten den Nominie-
rungsausschuss mit der Vorbereitung der Wahl. Kir-
chenregierung sowie Nominierungsausschuss sind be-
rechtigt, geeignete Persönlichkeiten aufzufordern,
sich für das Amt zur Verfügung zu stellen. Der No-
minierungsausschuss prüft, ob die Bewerberinnen
und/oder Bewerber die Voraussetzungen für die
Wählbarkeit erfüllen und zur Übernahme des Amtes
bereit sind. Liegen mehrere Bewerbungen vor, so er-
stellt der Nominierungsausschuss eine Vorschlagsliste
mit den Namen der Bewerberinnen und/oder Bewer-
ber in alphabetischer Reihenfolge.
Die oder der Vorsitzende des Nominierungsausschus-
ses unterrichtet die Kirchenregierung über die Bewer-
bungen spätestens fünf Wochen vor Beginn der Ta-
gung der Landessynode, auf der die Kirchenpräsiden-
tin oder der Kirchenpräsident zu wählen ist. Die Kir-
chenregierung unterrichtet unverzüglich die Synodal-
präsidentin oder den Synodalpräsidenten über die Be-
werbungen. Die Synodalpräsidentin oder der Syno-
dalpräsident unterrichtet hierüber die Öffentlichkeit
vor Beginn der Tagung der Landesynode.
(2) Zunächst berichten die Berichterstatterin oder der
Berichterstatter des Nominierungsausschusses und
des Rechtsausschusses. Dann stellen sich die zur Wahl
stehenden Bewerberinnen oder Bewerber in alphabe-
tischer Reihenfolge der Synode vor; dabei können
Fragen an die Bewerberin oder den Bewerber gerichtet
werden. Anschließend kann auf Antrag eine Ausspra-
che über die Bewerberinnen und/oder die Bewerber
(Personaldebatte) unter Ausschluss der Öffentlichkeit
stattfinden. Sodann erfolgt in geheimer Abstimmung
die Wahl.
(3) Die Wahl der Kirchenpräsidentin oder des Kir-
chenpräsidenten bedarf in den ersten beiden Wahl-
gängen einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzli-
chen Mitgliederzahl der Synode. Kommt die erforder-
liche Mehrheit nicht zu Stande, so genügt ab dem drit-
ten Wahlgang die Mehrheit der gesetzlichen Mitglie-
derzahl der Synode. Stehen eine Bewerberin oder ein
Bewerber oder zwei Bewerberinnen und/oder Bewer-
ber zur Wahl, so endet das Wahlverfahren nach dem
dritten Wahlgang.
(4) Stehen mehr als zwei Bewerberinnen und/oder Be-
werber zu Wahl, so ist das Wahlverfahren spätestens

nach dem fünften Wahlgang beendet. Hat in den ersten
beiden Wahlgängen niemand die erforderliche Mehr-
heit erhalten, so stehen ab dem dritten Wahlgang nur
noch die beiden Bewerberinnen und/oder Bewerber
zur Wahl, die zuletzt die meisten Stimmen erhalten
haben. Lässt sich diese Feststellung wegen Stimmen-
gleichheit mehrerer Bewerberinnen und/oder Bewer-
ber nicht treffen, so entscheidet das Los. Wenn bei
mehreren Bewerberinnen und/oder Bewerbern vor
dem dritten Wahlgang eine oder einer der beiden noch
zur Wahl stehenden Bewerberinnen und/oder Bewer-
ber ihre oder seine Bewerbung zurückzieht, so nimmt
die Bewerberin oder der Bewerber mit der nächstnied-
rigeren Stimmenzahl an der Wahl teil. Ziehen beide
Bewerberinnen und/oder Bewerber ihre Bewerbung
vor dem dritten Wahlgang zurück, so endet das Wahl-
verfahren. Das Wahlverfahren endet auch, wenn im
Falle des Absatzes 3 Satz 3 nach dem dritten Wahl-
gang und im Falle des Absatzes 4 Satz 1 nach dem
fünften Wahlgang keine Bewerberin oder kein Be-
werber gewählt ist. Ein neues Wahlverfahren ist nach
Maßgabe des Absatzes 1 einzuleiten.

§ 28a
(1) Die Wahl der Oberkirchenrätinnen und Oberkir-
chenräte darf erst nach einer angemessenen Bewer-
bungsfrist vorgenommen werden. Gewählt darf nur
werden, wer sich auf die Ausschreibung hin beworben
hat und von der Kirchenregierung vorgeschlagen ist.
Eine im Amt befindliche Oberkirchenrätin oder ein im
Amt befindlicher Oberkirchenrat, die oder der ver-
pflichtet ist, im Falle der Wiederwahl das Amt wei-
terzuführen, steht ohne Bewerbung und Vorschlag der
Kirchenregierung zur Wahl. Steht keine Oberkirchen-
rätin oder kein Oberkirchenrat zur Wiederwahl an,
wird niemand der Synode vorgeschlagen oder von ihr
gewählt, ist die Stelle erneut auszuschreiben.
(2) Die Wahl bedarf der Stimmenmehrheit der anwe-
senden Mitglieder der Synode.
(3) Die Oberkirchenrätinnen und Oberkirchenräte
werden im Einzelwahlverfahren nach den folgenden
Bestimmungen auch dann gewählt, wenn mindestens
zwei geistliche oder mindestens zwei weltliche Ober-
kirchenrätinnen oder Oberkirchenräte zu wählen sind.
Stehen eine oder zwei Bewerberinnen und/oder Be-
werber zur Wahl, so ist das Wahlverfahren spätestens
nach dem dritten Wahlgang beendet. Stehen mehr als
zwei Bewerberinnen und/oder Bewerber zur Wahl, so
ist das Wahlverfahren spätestens nach dem fünften
Wahlgang beendet. Erhält bei einem Wahlverfahren
mit mehr als zwei Bewerberinnen und/oder Bewer-
bern in den ersten beiden Wahlgängen niemand die
erforderliche Mehrheit, so stehen ab dem dritten
Wahlgang nur noch die beiden Bewerberinnen und/
oder Bewerber zur Wahl, die zuletzt die meisten Stim-
men erhalten haben. Lässt sich diese Feststellung we-
gen Stimmengleichheit mehrerer Bewerberinnen und/
oder Bewerber nicht treffen, so entscheidet das Los.
Wenn bei mehr als zwei Bewerberinnen und/oder Be-
werbern vor dem dritten oder vierten Wahlgang eine
noch zur Wahl stehende Bewerberin oder ein noch zur
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Wahl stehender Bewerber ihre oder seine Bewerbung
zurückzieht, so nimmt die Bewerberin oder der Be-
werber mit der nächstniedrigeren Stimmenzahl an der
Wahl teil.
(4) Die Synode kann, wenn mindestens zwei geistliche
Oberkirchenrätinnen oder Oberkirchenräte zu wählen
sind, mit der Mehrheit der anwesenden Synodalen die
Durchführung einer Gruppenwahl beschließen. Bleibt
die Gruppenwahl im ersten Wahlgang ohne Erfolg
oder werden nicht alle zu wählenden Oberkirchenrä-
tinnen oder Oberkirchenräte gewählt, so sind die fol-
genden Wahlgänge nach Absatz 3 durchzuführen. Der
Wahlgang im Gruppenwahlverfahren gilt dann nicht
als Wahlgang im Einzelwahlverfahren. Die vorste-
henden Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn min-
destens zwei weltliche Oberkirchenrätinnen oder
Oberkirchenräte zu wählen sind.

§ 28b
Die 11 synodalen Mitglieder der Kirchenregierung
(vier geistliche und sieben weltliche) sowie die Er-
satzleute (acht geistliche und 14 weltliche) werden
während der ersten Tagung der Synode in schriftlicher
Abstimmung gewählt. Die Wahl kann durch Zuruf er-
folgen, wenn dagegen kein Widerspruch erhoben
wird.

§ 29
Die Synode wird im Auftrag der Kirchenregierung
durch die Kirchenpräsidentin oder den Kirchenpräsi-
denten geschlossen, sofern sie sich nicht vertagt (§ 79
Absatz 1, § 89 Absatz 2 Ziffer 2 KV). Dabei ist § 70
der Kirchenverfassung zu beachten.

1 Zu § 22 stellte der Rechts- und Gesetzesausschuss der Landessynode in der 4. Vollsitzung
am 24. April 1975 Folgendes fest (Beschlussprotokoll vom 24. April 1975,
Tagesordnungspunkt 5): “§ 39 der Geschäftsordnung sieht vor, dass Gäste in der
Vollversammlung an den Beratungen teilnehmen. Nach § 22 der Geschäftsordnung haben
sie jedoch nicht das Recht, in der Fragestunde Anfragen an den Landeskirchenrat zu
richten. Der Ausschuss bittet, die Geschäftsordnung dementsprechend anzuwenden.“

Ausschüsse

§ 30
Die Synode bildet zu Beginn ihrer ersten Tagung die
ihr erforderlich scheinende Zahl von Ausschüssen von
5 bis 15 Mitgliedern; bei Bedarf können jederzeit wei-
tere Ausschüsse gebildet werden. Die Wahl der Aus-
schussmitglieder erfolgt durch Zuruf oder schriftlich.
Für ausgeschiedene oder verhinderte Ausschussmit-
glieder können von der Synode Nachfolgerinnen und
Nachfolger oder Ersatzleute bestimmt werden.

§ 31
(1) Die Präsidentin oder der Präsident beauftragt ein
Mitglied der Synode mit der Einberufung und Leitung
der ersten Sitzung bis zur Wahl der oder des Aus-
schussvorsitzenden.
(2) Jeder Ausschuss wählt eine Vorsitzende oder einen
Vorsitzenden, eine oder mehrere Schriftführerinnen
und/oder einen oder mehrere Schriftführer und eine
oder mehrere Berichterstatterinnen und/oder einen

oder mehrere Berichterstatter. Die Wahl erfolgt, wenn
kein Widerspruch erhoben wird, durch Zuruf, andern-
falls schriftlich mit einfacher Mehrheit. Von dem
Wahlergebnis wird die Präsidentin oder der Präsident
der Synode alsbald schriftlich in Kenntnis gesetzt.
(3) Die oder der Vorsitzende des Ausschusses be-
stimmt Ort und Zeit der Sitzung sowie die Tagesord-
nung und setzt die Kirchenpräsidentin oder den Kir-
chenpräsidenten sowie die Präsidentin oder den Prä-
sidenten hiervon in Kenntnis.
(4) Über die Sitzungen ist eine Niederschrift zu füh-
ren. Sie ist vor Behandlung der Sache der Präsidentin
oder dem Präsidenten vorzulegen.

§ 32
(1) Die Ausschüsse tagen nicht öffentlich. Sie sind be-
schlussfähig, wenn die Mehrzahl ihrer Mitglieder an-
wesend ist.
(2) Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der
Anwesenden gefasst. Der Bericht an die Vollver-
sammlung muss an Hand des schriftlich verfassten
Sitzungsprotokolls erstattet werden.
(3) Der Bericht soll die Ansichten und den Antrag des
Ausschusses sowie die Stellungnahme der Minderheit
wiedergeben.

§ 33
(1) Die Ausschüsse haben sich mit den Angelegenhei-
ten zu befassen, die ihnen die Synode zuweist.
(2) Sie können sich auch mit Angelegenheiten befas-
sen, mit denen die Kirchenregierung über die Präsi-
dentin oder den Präsidenten an sie herantritt.
(3) Fällt ein Gegenstand in den Geschäftsbereich meh-
rerer Ausschüsse, so können sich diese mit Zustim-
mung der Präsidentin oder des Präsidenten zu gemein-
samer Beratung und Beschlussfassung vereinigen. Die
Vorsitzenden der Ausschüsse (§ 8) verständigen sich,
wer die gemeinsamen Beratungen zu leiten hat; die
Wahl der Berichterstatterin oder Berichterstatterinnen
und/oder des Berichterstatters oder der Berichterstat-
ter erfolgt durch den vereinigten Ausschuss.
(4) Zur Vorberatung einzelner Fragen können von den
Ausschüssen Unterausschüsse bestellt werden.

§ 34
(1) Alle Mitglieder der Synode können an den Aus-
schusssitzungen als Zuhörerinnen und Zuhörer teil-
nehmen.
(2) Die Mitglieder und Beauftragten der Kirchenre-
gierung, des Landeskirchenrats und des Präsidiums
der Synode haben, soweit sie nicht persönlich am Aus-
gang einer Abstimmung beteiligt sind (§ 104 KV), das
Recht, bei der Beratung und Beschlussfassung der
Ausschüsse anwesend zu sein und müssen auf ihr Ver-
langen gehört werden.
(3) Soweit es ein Sachthema erfordert, kann der Aus-
schuss zu den Sitzungen Personen mit besonderem
Sachverstand als Gäste einladen. Kirchliche Mitarbei-
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terinnen und Mitarbeiter, die hauptberuflich im Ge-
samtgebiet der Landeskirche tätig sind, können zu be-
stimmten Sachthemen mit Zustimmung des den Auf-
gabenbereich verantwortenden Mitglieds des Landes-
kirchenrats zu den Ausschusssitzungen eingeladen
werden. § 39 Absatz 3 gilt entsprechend.
(4) Finden Ausschusssitzungen außerhalb einer Ta-
gung der Synode statt, so ist darüber bei der folgenden
Tagung der Synode zu berichten.
(5) Bei der Behandlung einer Gesetzesvorlage aus der
Mitte der Synode wird die Erstunterzeichnerin oder
der Erstunterzeichner zu den Ausschusssitzungen ein-
geladen. Sie oder er kann die Vorlage auch dort be-
gründen und an der Sitzung mit beratender Stimme
teilnehmen.

§ 35
(1) Für die Beratungen der Ausschüsse gelten die
Grundsätze dieser Geschäftsordnung, soweit nichts
anderes bestimmt ist.
(2) Die Vorschriften der §§ 33 Absatz 3, 34 Absatz 1
und 2 und 39 Absatz 3 gelten nicht für die Beratungen
des Nominierungsausschusses bei der Vorbereitung
von Wahlen für das Amt der Kirchenpräsidentin oder
des Kirchenpräsidenten, seiner Stellvertreterin oder
seines Stellvertreters oder einer Oberkirchenrätin oder
eines Oberkirchenrats. In diesen Fällen entsendet der
Landeskirchenrat zur Unterstützung des Ausschusses
eines seiner Mitglieder. Der Inhalt der Beratungen ist
geheim.

Allgemeines und Schlussbestimmungen

§ 36
Die Mitglieder der Synode haben über die vermöge
ihres Amtes ihnen bekannt gewordenen Angelegen-
heiten, deren Geheimhaltung ihrer Natur nach erfor-
derlich oder ausdrücklich vorgeschrieben ist, Ver-
schwiegenheit zu beobachten (§ 105 KV).

§ 37
Die Synodalen erhalten Tage- und Übernachtungsgel-
der und Vergütung der Reisekosten. Das Nähere regelt
die Kirchenregierung.

§ 38
(1) Über die Verhandlung jeder Sitzung wird in ge-
drängter Darstellung eine Niederschrift gefertigt, wel-
che die Beschlussfähigkeit ersehen lassen muss und
den Wortlaut der Anträge und gefassten Beschlüsse
sowie das Ergebnis der Abstimmung zu enthalten hat.
Sie wird im Sitzungsraum nach Möglichkeit zu Beginn
der nächsten Sitzung verlesen.
(2) Die Niederschrift gilt als genehmigt, wenn kein
Einspruch erhoben wird. Bei Beanstandungen hat die
Vollversammlung die Niederschrift festzulegen.

(3) Alle Niederschriften sind von der Präsidentin oder
vom Präsidenten und den beteiligten Schriftführerin-
nen oder Schriftführern zu unterzeichnen. Die Nieder-
schrift der letzten Sitzung wird von ihnen allein fest-
gestellt.
(4) Die geschäftliche Behandlung der über die gehei-
men Sitzungen geführten Niederschriften bestimmt
die Kirchenpräsidentin oder der Kirchenpräsident.

§ 39
(1) Zu den Tagungen der Synode kann die Kirchenre-
gierung Vertreterinnen und/oder Vertreter besonderer
kirchlicher Arbeitsgebiete als Gäste einladen.
(2) Gäste der Synode können in der Vollversammlung
an den Beratungen teilnehmen.
(3) Sie können bei den Ausschusssitzungen als Zuhö-
rerinnen und/oder Zuhörer anwesend sein und sich mit
Zustimmung des Ausschusses an der Beratung von
Gegenständen beteiligen, die ihr Arbeitsgebiet berüh-
ren.
(4) Im Übrigen gelten für Gäste die §§ 15 Absatz 2
Satz 2, 16, 18, 19, 36 und 37.

§ 40
Änderungen der Geschäftsordnung können nur auf
Grund vorausgegangener Beratung in einem Aus-
schuss mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der an-
wesenden Mitglieder beschlossen werden. Bei Ände-
rungen, die das Verhältnis der Kirchenpräsidentin
oder des Kirchenpräsidenten, der Kirchenregierung
oder des Landeskirchenrats zur Synode betreffen, ist
die Kirchenpräsidentin oder der Kirchenpräsident vor-
her zu hören.

§ 40a
Zur befristeten Erprobung neuer Regelungen der Ar-
beitsweise der Synode können auf Antrag des Präsi-
diums Änderungen der Geschäftsordnung beschlossen
werden, die spätestens mit Ablauf der Amtszeit der
Synode außer Kraft treten. Der Beschluss bedarf ab-
weichend von § 40 Satz 1 der Mehrheit der anwesen-
den Mitglieder der Synode.

§ 41
(1) Zweifel über die Auslegung und Streitigkeiten
über den Vollzug der Geschäftsordnung in einem Ein-
zelfall entscheidet die Synode mit Stimmenmehrheit.
(2) Eine Abweichung von den Bestimmungen der Ge-
schäftsordnung im Einzelfall ist zulässig, wenn nicht
ein Mitglied oder die Kirchenpräsidentin oder der Kir-
chenpräsident widerspricht.

–––––––––––––––
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Bekanntmachungen

Kollektenaufruf für die Aufgaben in der
pfälzischen Diakonie

Speyer, 1. Juni 2015
Az.: III 360/10

Nach dem Kollektenplan für das Jahr 2015 ist in un-
serer Landeskirche am 17. Sonntag nach Trinitatis,
27. September 2015, eine Kollekte für die Aufgaben
in der pfälzischen Diakonie zu erheben. Sie ist in die-
sem Jahr für die Arbeit der Beratungsstellen des Dia-
konischen Werkes Pfalz bestimmt.
Vorschlag zur Kanzelabkündigung:
Jeder Mensch kann im Laufe seines Lebens in eine
Krise geraten. Die Ursachen hierfür sind vielfältig.
Leider kommt ein Problem nur selten allein. Betrof-
fene geraten so schnell in eine Situation, aus der sie
ohne Hilfe nicht mehr herauskommen. Unterstützung
erhalten Ratsuchende in Beratungsstellen des Diako-
nischen Werkes Pfalz. Die differenzierte Beratung er-
möglicht maßgeschneiderte Hilfsangebote für Kinder,
Jugendliche und Erwachsene, die beispielsweise das
Gefühl haben, ihren Alltag nicht mehr alleine bewäl-
tigen zu können, die verzweifelt sind, den Überblick

über ihre Finanzen verloren haben oder Probleme in
der Familie oder ihrer Beziehung haben. Darüber hin-
aus wird die Beratung von Flüchtlingen immer wich-
tiger und hat einen hohen Stellenwert.
Jährlich suchen mehr als 21.000 Menschen in den
53 Beratungsstellen des Diakonischen Werkes Pfalz
Hilfe und Unterstützung.
Um die umfangreichen Aufgaben der Diakonie wei-
terhin zu gewährleisten, bittet das Diakonische Werk
Pfalz um Spenden. Die Spenden werden gezielt und
direkt vor Ort eingesetzt. Bitte tragen Sie mit Ihrer
Spende dazu bei, dass wir auch in Zukunft Menschen
ein Leben in Würde ermöglichen können und Struk-
turen fördern, die zur Selbsthilfe befähigen.
Herzlichen Dank für Ihre Gabe!
Abrechnung:
Es wird gebeten, die Kollekte ohne Abzug in der Wo-
che nach ihrer Erhebung dem Dekanat zuzuleiten. In-
nerhalb von weiteren zwei Wochen, also bis zum
16. Oktober 2015, übersenden die Dekanate dem Lan-
deskirchenrat eine Übersicht über das Kollektener-
gebnis in den einzelnen Gemeinden und veranlassen
gleichzeitig die Gesamtüberweisung an die Landes-
kirche.

*

Kollektenplan 2016

Speyer, 23. Juni 2015
Az.: III 360/00

10. Januar 2016 1. Sonntag nach Epiphanias Kollekte für die Partnerkirchen in Bolivien, Ghana,
Korea und Papua

31. Januar 2016 Sexagesimae Kollekte für die Bibelverbreitung in der Welt
7. Februar 2016 Estomihi Kollekte für den Kirchentag
28. Februar 2016 Okuli Kollekte für die Flüchtlings- und Menschenrechtsar-

beit
25. März 2016 Karfreitag Kollekte für die Ausbildung der Erzieherinnen/Erzie-

her an der Fachschule für Sozialwesen der Diakonissen
Speyer-Mannheim

5. Mai 2016 Christi Himmelfahrt Kollekte für die Weltmission
15. Mai 2016 Pfingstsonntag Kollekte „Hoffnung für Osteuropa“
5. Juni 2016 2. Sonntag nach Trinitatis Kollekte für die Ökumene und Auslandsarbeit (EKD)
10. Juli 2016 7. Sonntag nach Trinitatis Kollekte für besondere Projekte und Aktivitäten (EKD)
24. Juli 2016 9. Sonntag nach Trinitatis Kollekte für die „Diakonie Deutschland“
18. September 2016 17. Sonntag nach Trinitatis Kollekte für Aufgaben in der pfälzischen Diakonie
13. November 2016 Vorletzter Sonntag des Kirchen-

jahres/Volkstrauertag
Kollekte für die Arbeit christlicher Friedensdienste
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16. November 2016 Buß- und Bettag Kollekte für die Diakonie Katastrophenhilfe
20. November 2016 Letzter Sonntag des Kirchenjah-

res/Ewigkeitssonntag
Kollekte für die Hospizhilfe in der Landeskirche

In mindestens einem Gottesdienst am 24. Dezember,
Heiligabend

Kollekte „Brot für die Welt“

Dazu kann der Landeskirchenrat bis zu drei weitere Kollekten anordnen, wenn akute Notstände auftreten.
–––––––––––––––

Stellenausschreibungen

Pfarrstellen im Bereich der Landeskirche
Ausgeschrieben wird

die Pfarrstelle Alsenz
zur Besetzung durch Gemeindewahl.

Die Pfarrstelle Alsenz mit den zugehörigen Kirchen-
gemeinden Niedermoschel und Oberndorf im Kir-
chenbezirk Donnersberg umfasst 1.511 Gemeinde-
glieder. Die Predigtstätten sind in Alsenz, Niedermo-
schel und Oberndorf.
Die Kirchengemeinden unterhalten als Gebäudebe-
stand drei Kirchen, ein Pfarrhaus, eine Kindertages-
stätte mit Gemeinderaum. Statt dem Pfarrhaus könnte
auch eine Pfarrwohnung zur Verfügung gestellt wer-
den.
Die Kirchengemeinden gehören der Kooperationsre-
gion Obermoschel an, sind Mitglied der Verbands-
pfarrei Obermoschel und Mitglied der Ökumenischen
Sozialstation Rockenhausen.

*
die Pfarrstelle Luthersbrunn

zur Besetzung durch Gemeindewahl.
Die Pfarrstelle Luthersbrunn mit der zugehörigen Kir-
chengemeinde Obersimten im Kirchenbezirk Pirma-
sens umfasst 2.092 Gemeindeglieder. Die Predigtstät-
ten sind in Luthersbrunn, Hilst und Obersimten.
Die Kirchengemeinden unterhalten als Gebäudebe-
stand drei Kirchen, ein Pfarrhaus, ein Gemeindezent-
rum, einen Gemeinderaum und einen gemeindeeige-
nen Friedhof.
Die Kirchengemeinden gehören der Kooperationszo-
ne West an und sind dem Verwaltungsamt Pirmasens
angeschlossen. Die Kirchengemeinde Luthersbrunn
ist Mitglied der Ökumenischen Sozialstation Dahn,
die Kirchengemeinde Obersimten ist Mitglied der
Ökumenischen Sozialstation Pirmasens.

*

die Pfarrstelle Siegelbach
zur Besetzung durch Gemeindewahl.

Die Pfarrstelle Siegelbach im Kirchenbezirk Otter-
bach umfasst 1.254 Gemeindeglieder.
Die Kirchengemeinde Siegelbach unterhält als Ge-
bäudebestand eine Kirche, ein Pfarrhaus und eine Kin-
dertagesstätte mit Gemeinderäumen.
Die Kirchengemeinde Siegelbach gehört der Koope-
rationszone Kirchenbezirk Mitte-West an; sie ist Mit-
glied der Ökumenischen Sozialstation Kaiserslautern.

*
Wir bitten Sie, Bewerbungen bis spätestens 28. Au-
gust 2015 beim Landeskirchenrat, Dezernat IV, ein-
zureichen.

*

Pfarrstellen der EKD
Auslandsdienst Weltweit

An etwa 100 Orten weltweit befinden sich mit der
EKD verbundene evangelische Gemeinden und Part-
nerkirchen, in die die EKD Pfarrerinnen und Pfarrer
entsendet. Hier finden Menschen deutscher Sprache,
die vorübergehend oder dauernd im Ausland leben,
eine religiöse und kulturelle Heimat.
Das Kirchenamt der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD) sucht zum 1. August bzw. 1. Sep-
tember 2016 für die Dauer von in der Regel sechs Jah-
ren

Pfarrerinnen/Pfarrer/Pfarrerpaare,
die im Ausland tätig sein möchten.
Es handelt sich um folgende Stellen:
- Helsinki (Kennziffer 2072)
- Stockholm (Kennziffer 2073)
- Brüssel (1 ½ Stellen) (Kennziffer 2074)
- London-Ost (Kennziffer 2075)
- Kiew (Kennziffer 2076)
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- Teheran (Kennziffer 2077)
- São Paulo (Kennziffer 2078)
- Singapur (Kennziffer 2079)
- Hongkong (Kennziffer 2080)
Unter www.ekd.de/international/auslandsdienst/stel-
lenausschreibungen.php erhalten Sie die Ausschrei-
bungsunterlagen und ausführliche Informationen über
die jeweilige Pfarrstelle. Bitte geben Sie die entspre-
chende Kennziffer ein. Gern können Sie Bewerbungen
für mehrere Gemeinden einreichen.
Gesucht werden Pfarrerinnen/Pfarrer/Pfarrerpaare mit
öffentlich-rechtlicher Anstellung in einer der Glied-
kirchen der EKD und mehrjähriger Erfahrung in der
Leitung eines Gemeindepfarramtes.
Für weitere Informationen steht Ihnen Frau Heike
Stünkel-Rabe (Tel. 0511 2796-126, E-Mail: heike.stu-
enkel-rabe@ekd.de) zur Verfügung.
Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 1. Oktober
2015 an:
Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt der EKD/HA IV
Postfach 21 02 20
30402 Hannover
E-Mail: TeamPersonal@ekd.de

*

Stellenausschreibung des Evangelischen
Dekans der Bundespolizei

Bei der Bundespolizei steht die Stelle des
evangelischen Pfarrers/

der evangelischen Pfarrerin,
mit Dienstsitz in Koblenz, zum 1. Oktober 2015, zur
Wiederbesetzung an.
Zum Seelsorgebereich der Bundespolizeidirektion
Koblenz gehören die Bundespolizeiinspektionen Kas-
sel, Frankfurt/Main, Trier, Kaiserslautern und Bex-
bach.
Dienstzimmer und Dienstkraftfahrzeug sind in Kob-
lenz vorhanden. Der Pfarrer/die Pfarrerin wird in sei-
nen/ihren dienstlichen Aufgaben von einem zivilen
Mitarbeiter der Bundespolizei unterstützt.
Einstellungsvoraussetzungen sind:
- ein mindestens dreijähriges theologisches Studium

an einer deutschen staatlichen Hochschule,
- Berechtigung zur Ausübung eines Pfarramtes in

einer Gliedkirche der EKD (öffentlich-rechtliches
Dienstverhältnis),

- eine mehrjährige Praxiserfahrung in der Seelsorge
und im Unterricht.

Mit der Stelle sind folgende Aufgaben verbunden:
1. Seelsorge in der Bundespolizei
2. Seelsorgerliche Begleitung bei Einsätzen der Bun-

despolizei

3. Berufsethischer Unterricht
4. Durchführung von kirchlichen und berufsethi-

schen Tagungen
5. Durchführung von “Kirchlichen Bildungsangebo-

ten“
6. Gottesdienste
7. Kasualien
Erwartet werden:
- Die Bereitschaft, sich der Probleme der Angehöri-

gen der Bundespolizei durch nachgehende und auf-
suchende Seelsorge, Beratung, Moderation, Kri-
senintervention und seelsorgerliche Begleitung bei
Einsätzen engagiert anzunehmen.

- Die Bereitschaft zur Teilnahme an Weiterbildung
zur Stressbearbeitung nach belastenden Ereignis-
sen (SbE/CISM).

- Die Bereitschaft – soweit es die gesundheitlichen
Voraussetzungen zulassen und nach entsprechen-
der Vorbereitung – Angehörige der Bundespolizei
in Krisenregionen im Ausland im Rahmen von
kurzen Betreuungsreisen zu besuchen.

- Theologische und pädagogische Kompetenz, ethi-
sche Fragen im berufsethischen Unterricht und bei
berufsethischen Lehrgängen kontrovers und rich-
tungweisend zu reflektieren.

- Kompetenz im Umgang mit Fragen, die im Span-
nungsfeld von Staat und Kirche stehen.

- Der Wille, in ökumenischer Gemeinschaft mit dem
zuständigen katholischen Pfarrer in der Bundespo-
lizei zusammenzuarbeiten.

- Die Fähigkeit, in Gottesdiensten und Andachten
die Belange der Bundespolizeiangehörigen in ihrer
besonderen Situation zu beachten und auch Men-
schen anzusprechen, die in Distanz zur Kirche ste-
hen oder konfessionslos sind.

- Die Bereitschaft, sich im Netzwerk von Ärzten,
Sozialberatern, Dienstvorgesetzten, Interessenver-
tretungen als Seelsorger/in einzubringen.

- Führungsaufgaben wahrzunehmen und die Fähig-
keit, im Team zu arbeiten.

- Die Bereitschaft, den Kontakt zu den Kirchen und
ihren Einrichtungen im Dienstbereich zu pflegen.

Der Dienst als Seelsorger/in in der Bundespolizei wird
auf der Grundlage der Vereinbarung über die Evan-
gelische Seelsorge im Bundesgrenzschutz (Bundes-
polizei) vom 12. August 1965 wahrgenommen.
Der/die Pfarrer/in steht im Angestelltenverhältnis
(beihilfeberechtigt).
Die Vergütung erfolgt in Höhe der Dienstbezüge eines
Bundesbeamten (Besoldungsgruppe A 14 Bundesbe-
soldungsgesetz).
Die Dienstzeit beträgt 6 bzw. 8 Jahre. Eine Verlänge-
rung bis zu einer Gesamtdienstzeit von max. 12 Jahren
ist möglich.
Eine Einarbeitung mittels Hospitation und Informati-
on ist gewährleistet.
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Die Bereitschaft, in den Nahbereich von Koblenz zu
ziehen, ist Voraussetzung für eine Bewerbung.
Bewerbungsschluss: 31. Juli 2015
Die Bewerbung mit aussagekräftigen Unterlagen rich-
ten Sie bitte auf dem Dienstweg über Ihre Landskirche
an:
Der Evangelische Dekan der Bundespolizei
Dr. Helmut Blanke
Heinrich-Mann-Allee 103
14473 Potsdam
Tel.: 0331 97997-9840
Fax: 0331 97997-9841
Mail: bpolp.ev-dekan.potsdam@polizei.bund.de

*

Stellenausschreibung der Mission 21
mission 21 ist ein zukunftsorientiertes, der Ökumene
verpflichtetes Missionswerk mit partnerschaftlichen
Beziehungen zu Kirchen in Afrika, Asien, Lateiname-
rika und Europa.
Für eine längerfristig zu besetzende Stelle am Theo-
logischen Seminar der Presbyterian Church in Came-
roon (PCC) suchen wir

eine/einen Dozentin/Dozent für Theologie
in Kumba/Kamerun.
Das im Jahr 1952 gegründete Presbyterian Theologi-
cal Seminary (PTS) ist Teil der Cameroon Christian
University und die zentrale theologische Ausbildungs-
stätte der PCC. Das Seminar legt in seiner Ausbildung
der zukünftigen Pfarrerinnen und Pfarrer großen Wert
auf fundiertes theologisches Wissen. Dazu werden ne-
ben den auch in Europa üblichen klassischen Diszip-
linen zusätzliche Fächer gelehrt, die speziell auf den
afrikanischen Kontext eingehen wie zum Beispiel
HIV/Aids und traditionale afrikanische Religionen.
Mittlerweile bietet das Seminar neben dem Regelab-
schluss des Bachelor of Theology auch die Möglich-
keit an, einen theologischen Master-Grad zu erlangen.
Aufgabe:
- Als Dozentin/Dozent vermitteln Sie in einem öku-

menischen Umfeld solide theologische Grundla-
gen an zukünftige Pfarrerinnen und Pfarrer auf Ba-
chelor- und Masters-Niveau.

- Durch die interkulturelle Begegnung mit Studie-
renden und Dozierenden tragen Sie bei zu gegen-
seiteigen ökumenischen Lern- und Austauschproz-
essen.

- Sie nehmen aktiv an Sitzungen des Lehrkörpers
teil, beteiligen sich an Veranstaltungen des PTS
und sind bereit, wo nötig bestimmte den Lehrbe-
trieb unterstützende Aufgaben zu übernehmen.

- Sie sind Brückenbauer zwischen der Lebensrealität
einer afrikanischen Kirche und Gemeinden in der
Schweiz und Deutschland.

- Sie beteiligen sich an verschiedenen Formen der
Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit in der Schweiz
und in Deutschland.

Anforderungen:
- Bereitschaft zum ökumenischen Lernen, interkul-

turelle Sensibilität sowie die Fähigkeit, die zu ver-
mittelnden Inhalte dem Kontext anzupassen.

- Fähigkeit und Bereitschaft auch Fächer zu unter-
richten, die nicht dem eigenen Spezialgebiet ent-
sprechen.

- Pädagogische Erfahrung.
- Abgeschlossenes Theologiestudium und (nach

Möglichkeit) Doktorat in Theologie.
- Erfahrung im Pfarramt oder in anderen kirchlichen

Arbeitsfeldern.
- Sehr gute Englischkenntnisse und die Fähigkeit,

auf Englisch zu unterrichten.
- Mitglied einer schweizerischen Kantonalkirche

oder einer der evangelischen Landeskirchen in Ba-
den, Württemberg oder der Pfalz.

Menschlich
reizt Sie die Herausforderung, in einer fremden Kultur
zu leben und zu arbeiten. Sie lehren mit Begeisterung
in methodisch-didaktischer Vielfalt, sind selbst lern-
und kontaktfreudig, bereit zur Teamarbeit und zur ak-
tiven Teilnahme am Leben der Partnerkirche.
Ihre Chancen
liegen in der Möglichkeit eines spannenden und viel-
seitigen Austausches mit kamerunischen Studieren-
den, Kolleginnen und Kollegen sowie im Teilen von
Leben und Glauben am Seminar. Sie erhalten Einblick
in das Leben und in die Herausforderungen einer af-
rikanischen Kirche und in die vielfältigen Lebenswel-
ten der Menschen in Kamerun. Zudem nehmen Sie ei-
ne interessante Brückenfunktion wahr zwischen einer
afrikanischen Kirche und Gemeinden in der Schweiz
und in Deutschland.
Wir bieten Ihnen
- eine seriöse Vorbereitung auf den Einsatz,
- eine freie Wohnung und eine angemessene Ent-

lohnung,
- eine solide Versicherungsdeckung in der Schweiz,
- eine mindestens 3-jährige Vertragsdauer mit Opti-

on auf Verlängerung,
- Heimaturlaub und eine Rücklage für die Reinteg-

ration nach Rückkehr aus dem Einsatz.
Haben wir Sie angesprochen?
Für weitere Information steht Ihnen Frau Dr. Kafui
Afanou, Programmverantwortliche Kamerun gerne
zur Verfügung; Tel. direkt: + 41 61 260 22 58, ka-
fui.afanou@mission-21.org.
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Ihre Bewerbungsunterlagen schicken Sie bitte an:
Frau Verena Rutishauser
Leiterin Personal
Mission 21
Missionsstraße 21, Postfach
4003 Basel
oder per E-Mail an bewerbung@mission-21.org

–––––––––––––––

Dienstnachrichten

Ernennungen
Ernannt wird zur Pfarrerin auf Lebenszeit
Pfarrerin Dorothea v o n  M i t z l a f f , Rielasingen-
Worblingen, mit Wirkung vom 1. Oktober 2015.

Verwaltungen
Übertragen wurde die h a u p t a m t l i c h e  V e r-
w a l t u n g der P f a r r s t e l l e  A m  P o t z b e r g
Pfarrerin Janina K u h n, Bruchmühlbach-Miesau, mit
Wirkung vom 1. Juni 2015.

Übertragungen
Übertragen wurde
die Stelle einer R e f e r e n t i n  f ü r  G l e i c h s t e l-
l u n g Pfarrerin Belinda S p i t z - J ö s t , Speyer, mit
Wirkung vom 1. Juli 2016, mit 75 v. H. des vollen
Dienstauftrags und darüber hinaus als Zusatzauftrag
das Aufgabengebiet „Familienfragen“;

die Stelle eines t h e o l o g i s c h e n  R e f e r e n t e n
u n d  S t u d i e n l e i t e r s  f ü r  d i e  B e r e i c h e
R e l i g i o n  u n d  I n t e r k u l t u r a l i t ä t  an der
Evangelischen Akademie der Pfalz Pfarrer Dr. Georg
W e n z, Haßloch, ab sofort. Verbunden ist diese Stelle
mit der landeskirchlichen Beauftragung für Weltan-
schauungs- und Islamfragen sowie der Funktion des
stellvertrenden Direktors der Evangelischen Akade-
mie Pfalz.

Beurlaubungen
Beurlaubt wird
Pfarrer Thomas D r u m m, Herschweiler-Petters-
heim, mit Wirkung vom 1. September 2015 für die
Dauer von 10 Jahren;
Verlängert wurde die Beurlaubung von
Pfarrerin Brigitte B e c k e r, Zürich, über den 31. Au-
gust 2015 hinaus, für weitere sechs Jahre, bis zum
31. August 2021;
Pfarrerin Marlene W ü s t , Speyer, zum Dienst in der
E v a n g e l i s c h e n  D i a k o n i s s e n a n s t a l t , mit
50 v. H. des vollen Dienstauftrags, über den 31. Juli
2015 hinaus befristet bis zum 31. Juli 2018.

Ruhestand
In den Ruhestand treten
Pfarrer Reinhard K a l k e r, Jockgrim, mit Ablauf des
Monats September 2015;
Pfarrer Victor M e y e r, Zweibrücken, mit Ablauf des
Monats Dezember 2015.

Sterbefälle

“Du bist die Zuversicht aller auf Erden.“
Psalm 65,6

Der Herr über Leben und Tod hat aus dieser Zeit

Pfarrer i. R. Herbert Wagner

in Homburg am 20. Mai 2015 im Alter von 91 Jahren,

Pfarrerin i. R. Anna Maria Fett

in Neustadt am 31. Mai 2015 im Alter von 80 Jahren und

Pfarrer i. R. Jörg Heidelberger

in Grünstadt am 12. Juni 2015 im Alter von 72 Jahren abgerufen.
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